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BESCHLUSS
des 1. Strafsenats des Oberlandesgerichts Bamberg

vom 02. September 2010

in dern Strafuerfahren gegen

Lecomte Gecite Stephanie, geb. am 08.12.1981 in Epinal (Frankreich),
wohnhaft Uelzener Straße 1 12 f , 21gg1 Lüneburg

Wegen Sachbeschädigung
hier: Beiordnung eines Pflichtverteidigers zur Begrirndung der Revision

1. Auf die Beschwerde der Angeklagten wird der Beschluss des Landgerichts

wüzburg vom 23. Juli 2Ma aufgehoben und der Angeklagten zur

Begrilndung der Revision gegen das Berufungsurteil des Landgerichts

Wüzburg vom 30. Juni 2010 Rechtsanwalt Tronje Döhmer, Bleichstraße 34,

35390 Gießen beigeordnet.

2. Die Kgsten des Beschwerdeverfahrens und die der Angeklagten darin

entstandenen notwendigen Auslagen fallen der Staatskasse zur Last.
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Gründe:

t.

Die Angeklagte wurde durch Urteil des Amtsgerichts Kitzingen vom 22.0T.ZOO}
wegen Sachbeschädigung zur Geldstrafe von 45 Tagessätzen zu je 15,00 € ver-
urteilt. Hiergegen fuhrten sowohl die Staatsanwaltschaft Wüzburg als auch die
Angeklagte jewöils die Berufung. Die Berufungshauptuerhandlung vor dem Land-
gericht Wüzburg begann am 26.04.2010 und endete am 30.06.2010 durch Urteil,
mit welchem die Berufungen der Angeklagten und der Staatsanwaltschaft gegen
das Urteil des Amtsgerichts Kitzingen vom 22.07.2}Ogvenarorfen wurden.

Die Angeklagte legte am 30.06.2010 gegen das Berufungsurteil des Landgerichts

Wüzburg vom gleichen Tag Revision ein und beantragte mit Schreiben vom
02.07.2010 ihr für das Revisionsverfahren Rechtanwalt Tronje Döhmer, Gießen,
beizuordnen.

Mit Beschluss des Vorsitzenden der Berufungskammer vom 23.07.2010 wurde
derAntrag der"Angeklagten vom02.07..2010, ihrfürdas Revisionsverfahren einen
Pflichtverteidiger zu bestellen, abgelehnt. Auf die Gründe dieses Beschlusses
wird Bezug genommen.

Mit Schreiben vom 04.08.2010 legte die Angeklagte gegen den Beschluss des
Landgerichts Wüzburg vom 02.07.2010 Besqhwerdb ein, die sie mit weiterem
Schreiben vom 01.09.2010 - auf den Inhalt der Schreiben wird jeweils Bezug ge-
nommen - ergänzend, auch im Hinblick auf die Stellungnahme der General-
staatsanwaltschaft Bamberg vom 23.09 .2010, begründete.

il.

Das Rechtsmittel der Angeklagten ist als einfache Beschwerde statthaft (S 304
Abs. 1 SIPO), insbesondere nicht durch S Q05 Satz 1 SIPO ausgeschlossen und
auch sonst zulässig (S 306 Abs. 1 SIPO). Der Vorsitzende der Berufungskammer

hat der Beschwerde der Angeklagten mit Verfügqng vom 09.08 .ZO'IO nicht abge-
holfen.
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Das Rechtsmittel der Angeklagten hat auch in der Sache Erfolg, denn der Ange-
klagten ist zur Begrändung der Revision gegen das Berufungsurteil des Landge-
richts wiizburg vom 30.06.2010 gemäß s 140 Abs. 2 stpo ein pflichtverteidiger

zu bestellen.

Die Notwendigkeit der Beiordnung eines Pflichtverteidigers für die Revisionsbe-
gründung orientiert sich an S 140 SIPO. Grundsätzlich ist'ein Angeklagter auf-
grund der Möglichkeit, die Revisionsbegründung zu Protokoll der Geschäftsstelle
zu erklären ($ 345 Abs. 2 SIPO), nicht generell auf einen Verteidiger angewiesen.
Die Beiordnung eines Verteidigers kann jedoch geboten sein, wenn der Angeklag-
te mit der Darlegung seiner Beanstandungen gegenirber dem Urkundsbeamten
der Geschäftsstelle überfordert, oder eine sachgerechte Rüge ohne Kenntnis der
Akte nicht möglich ist (vgl. LR - Lüderssen/Jahn, stpo, 26. Auflage, g 140 Rn.
117).lm Revisionsverfahren ist die Beiordnung eines Verteidigers nur dann erfor-
derlich, wenn die Begründung der Revision besondere Schwierigkeiten macht,
denen der Angeklagte auch unter Inanspruchnahme des Urkundsbeamten der
Geschäftsstelle nicht gewachsen ist. Jedenfalls zur Anbringung von Verfahrens-
rügen kann wegen der gerade in diesem Bereich extrem hohen Formalisierung
des Revisionsrechts ein effektiver Rechtsschutz insoweit regelmäßig al6in durch
Beiordnung eines Verteidigers gewährleistet werden (vgl. KMR-Wohlers, StpO,

S 140 Rn.45; KG NstZ 200r,663; oLG Koblenz, straFo 2ooz,11T; oLGKarts- ,n

ruhe, straFo 2006, 4gr, oLG Hamm, NSIZ 1992,34b; weitergehend noch oLG
Saarbrücken, StraFo 2009, SIB).

Jedenfalls zur Anbringung der beabsichtigten Verfahrensrügen, ungeachtet des
Umstandes, dass das Landgericht in seinem angefochtenen Beschluss auf die
Schwierigkeit der materiellen Rechtslage hingewiesen hat, insbesondere von Auf-
klärungsrügen - so ergibt sich aus den dem Senat nur unvollständig vorliegenden
Protokollen über die Berufungshauptuerhandlung, dass im Hauptverhandlungs-

termin vom 30.06.2010 der Beweisantrag Nr. 25 der Angeklagten abgelehnt wur-
de - bedarf die Angeklagte anwaltschaftlichen Beistandes sowohl zur Aktenein-
sicht ($ 147 SIPO) als auch zur sachgerechten Formulierung der Rügen. Es er-
scheint daher vorliegend nieht ausreichend, die Angeklagte auf die Möglichkeit
der Begründung einer Revision zu Protokoll der Geschäftsstelle zu verweisen,
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weil zu besorgen ist, dass der Urkundsbeamte der Geschäftsstelle mit der Abfas-

sung einer söhwierigen Revisionsbegründung überfordert sein könnte, zumal ihn

seine Funktion als Urkundsperson daran hindert, die Angeklagte auf Fehler hin-

zuweisen, die Erfolgsaussichten der Revisionsrügen zu beurteilen oder die Ange-

klagte rechtlich zu beraten.

Nachdem die Angeklagte einen zur Vertretung bereiten Anwalt ihres Vertrauens

benannt hat, konnte der Senat diesen zugleich'bestellen (S 309 Abs. 2 SIPO).

Die Kostenentscheidung beruht auf S$ 465,47:c^Abs. 3 SIPO.

Baumann
Vorsitzender Richter
am Oberlandesgericht

Schepping
Richter am
Oberlandesgericht

Kempf
Richter am
Oberlandesgericht
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Für den Gleichlaut der Ausfertigung
mit der Urschrift
Bamberg, 2. September 2010
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Der Urkundsbeamte


